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Nachträge in der E-Praxis
Welche Leistungen müssen tatsächlich erbracht werden?

Sowohl öffentliche als auch private Ausschreibungen enthalten im Regelfall ledig-
lich funktionale Leistungsbeschreibungen. Diese Vorgaben werden durch die ein-
gereichten (Detail-) Angebote der Auftragnehmer konkretisiert. Wird durch einen 
Elektrobetrieb allerdings ein detailliertes Angebot erstellt, das von der funktionalen 
Leistungsbeschreibung abweicht, stellt sich im Streitfall die Frage: Welche  
Leistung hat der Betrieb zum angebotenen Preis tatsächlich zu erbringen und  
für welche Leistungen kann er eine Nachtragsvergütung verlangen? Hierüber 
hatte das Oberlandesgericht Brandenburg zu entscheiden.

Was ist passiert?
Ein Handwerksbetrieb bekam den Zuschlag 
für die Errichtung einer vollständigen, funk­
tionsfähigen und mangelfreien Aufzugsan­
lage. Der Auftrag wurde vom Auftraggeber 
im Rahmen eines Globalpauschalpreisver­
trages erteilt. Diesem Globalpauschalvertrag 
lagen allerdings zwei Leistungsbeschreibun­
gen zu Grunde. Namentlich waren das auf 
der einen Seite die funktionale Leistungsbe­
schreibung des Auftraggebers und auf der 

anderen Seite das konkrete und detaillierte 
Angebot des Auftragnehmers. In seinem 
detaillierten Angebot hatte der Auftragneh­
mer die Entlüftung des Aufzugsschachtes im 
Wege einfacher Öffnungen angeboten. Die­
sen Teil des Angebotes hatte der Betrieb 
jedoch unter der Bedingung gestellt, dass 
diese Art der Ausführung (= Entlüftung durch 
einfache Öffnungen) genehmigungsfähig ist. 
Jedoch stimmte der Brandschutzgutachter 
den angebotenen, einfachen Öffnungen im 
Ergebnis nicht zu und  verweigerte hierfür 
die Genehmigung.
In Folge der versagten Genehmigung musste 
die Entlüftung im Wege eines gesonderten 
Lüftungssystems sichergestellt werden, was 
der Handwerksbetrieb auch durchführte. 
Hierfür verlangte der Betrieb dann allerdings 
eine zusätzliche Vergütung. Die gesonderte 
Entlüftung sei nicht vom Pauschalpreisan­
gebot umfasst gewesen und müsse von 
daher als Nachtragsvergütung separat ver­
gütet werden. Der Auftraggeber wies die 
Forderung nach der zusätzlichen Vergütung 

demgegenüber zurück und verweigerte die 
Zahlung. Zur Begründung führte der Auftrag­
geber u. a. an, dass die Leistung (= Errich­
tung eines gesonderten Lüftungssystems) 
von dem Globalpauschalpreisvertrag umfasst 
sei. Aufgrund des Globalpauschalpreisver­
trages habe der Auftragnehmer die Pflicht, 
eine mangelfreie und vor allem vollständige 
Aufzugsanlage zu errichten, einschließlich 
der gesonderten Entlüftung. Hinzu komme 
nach Ansicht des Auftraggebers, dass Nach­
träge im Vertrag ausdrücklich ausgeschlos­
sen worden seien.

Die Entscheidung
Das Oberlandesgericht Brandenburg (Az. 4 
U 19/18) gab der Klage des Handwerksbe­
triebes auf Zahlung der zusätzlichen Vergü­
tung für das gesonderte Lüftungssystem im 
Ergebnis statt. Der Auftragnehmer habe, trotz 
des Globalpauschalpreisvertrages, einen 
Anspruch auf eine zusätzliche Vergütung für 
den Einbau eines gesonderten Lüftungssys­
tems. Das Gericht begründet dies damit, dass 
der Handwerksbetrieb zwar zu einer voll­
ständigen Lieferung und Montage der Auf­
zugsanlage verpflichtet sei. Das heißt jedoch 
nicht zugleich auch, dass der Betrieb keine 
Nachtragsvergütung für Änderungen der 
Leistungen verlangen könne. 
Vielmehr müssen, nach zutreffender Ansicht 
des Gerichts, die vertraglichen Vereinbarun­
gen zum Bausoll (= Leistungsbeschreibung) 
im konkreten Einzelfall ausgelegt werden. 
Durch die Auslegung könne dann bestimmt 
werden, was der Auftragnehmer tatsächlich 
zum angebotenen Pauschalpreis zu leisten 
habe. Dem Angebot des Auftragnehmers sei 
im vorliegenden Fall eindeutig zu entneh­
men, dass er für die Aufzugsanlage lediglich 
eine Entlüftung durch einfache Öffnungen 
leisten wolle. 
Darüber hinaus folge aus dem aufgenomme­
nen Vorbehalt der Genehmigung, dass der 
Betrieb keinerlei Risiken für Genehmigungen 
bezüglich Änderungen in der Ausführung 
übernehmen wolle. Hieran ändere nach An­
sicht des Gerichts auch der vertragliche 
Ausschluss von Nachträgen nichts. Es sei 
zwar grundsätzlich denkbar, dass Auftrag­
nehmer auch die Risiken für Änderungen in 
der Planung übernehmen wollen und dahin­
gehende Vereinbarungen treffen. An derar­
tige Regelungen seien jedoch strenge Anfor­
derungen zu stellen, da diese eben nicht die 
Regel, sondern die Ausnahme sind. Im vor­
liegenden Fall legte das Gericht den Aus­
schluss dahingehend aus, dass Nachträge 
nur für solche Leistungen nicht möglich sein 
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„Diese Sonderlösung kam als Nachtrag zum Bausoll dazu!“
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sollen, die der Handwerksbetrieb von Beginn 
an in seiner Kalkulation hätte aufnehmen 
können und müssen.

Fazit
Das Urteil ist zutreffend, auftragnehmer­
freundlich und zu begrüßen. Der Auftrag­
nehmer hat im vorliegenden Fall eindeutig 
zum Ausdruck gebracht, dass seine ange­
botene Leistung nur für den Fall der erteilten 
Genehmigung gelten solle. Dies musste der 
Auftraggeber unzweideutig dahingehend 
verstehen, dass der konkret angebotene 
Preis auch nur für die konkret angebotene 
Leistung (= einfache Öffnungen) gelten 
solle. Zwar war der Betrieb aufgrund des 
Vertrages grundsätzlich zur vollständigen, 
funktionsfähigen und mangelfreien Errich­
tung der Aufzugsanlage verpflichtet, was 
insbesondere auch die Errichtung des Auf­
zugsschachtes mit einem gesondertem Lüf­
tungssystem beinhaltet. Hierfür steht dem 
Auftragnehmer allerdings eine zusätzliche 
Vergütung zu. 
Das Urteil macht einmal mehr deutlich, dass 
für Auftragnehmer selbst bei einem Global­
pauschalpreisvertrag keine unbegrenzten 
Risiken bestehen. Der Bundesgerichtshof 
(BGH) hatte zuvor in seiner Entscheidung 
„Bistro“ schon entschieden, dass die von 
einem Auftraggeber im Zusammenhang mit 
einem Globalpauschalpreisvertrag vorgelegte 
detaillierte Planung, den allgemeinen bzw.  
globalen Bestimmungen der funktionalen 
Leistungsbeschreibung vorgehen. 
Zusammengefasst kann man sich als Leit­
formel merken, dass konkrete/detaillierte 
Leistungsbeschreibungen, global gehaltenen 
funktionalen Leistungsbeschreibung vorge­
hen. Die detaillierten Bestimmungen definie­
ren das zu erfüllende Bausoll. Wird das Bau­
soll nachträglich durch den Auftraggeber 
geändert, kann der Auftragnehmer hierfür 
grundsätzlich auch eine Nachtragsvergütung 
verlangen.� n
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